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derung nach dem Offenhalten der Staatsgrenzen juristisch 
zu untermauern.5 6

Revanchismus in der BRD-Cesetzgebung 
im Widerspruch zum Völkerrecht

Vergleicht man die innerstaatliche Rechtspraxis der BRD 
mit den völkerrechtlichen Verpflichtungen, die die BRD in 
den Normalisierungsverträgen mit den sozialistischen Staa­
ten eingegangen ist, so tut sich eine tiefe Kluft auf: Es zeigt 
sich, daß die BRD ihre innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
ü b e r  ihre völkerrechtlichen Verpflichtungen stellt und 
ihre völkerrechtlichen Vertragspartner auf die nachträgliche 
Interpretation der Verträge im Sinne des innerstaatlichen 
BRD-Rechts festlegen will.

Unbeschadet der Tatsache, daß in den Normalisierungs­
verträgen (Art. 3 des Vertrages UdSSR — BRD, Art. 1 des 
Vertrages VRP — BRD, Art. 3 und 4 des Grundlagenvertra­
ges DDR — BRD) die Unverletzlichkeit der bestehenden 
Grenzen und die uneingeschränkte Achtung der territoria­
len Integrität fixiert wurden, gelten in der BRD die den 
Revanchismus widerspiegelnden Bestimmungen des BRD- 
Grundgesetzes weiter. Diese Bestimmungen wurden weder 
aufgehoben noch suspendiert, obgleich sie einer reibungs­
losen Durchführung der Normalisierungsverträge im Wege 
stehen. Dabei handelt es sich im Kern um drei Festlegun­
gen des Grundgesetzes:

1. Die Präambel enthält die Aufforderung an das „ge­
samte Deutsche Volk“ (wozu nach dem Verständnis des 
Grundgesetzes mindestens auch das Volk der DDR gezählt 
wird), „in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollenden“. Welcher Art der vom BRD- 
Grundgesetz angestrebte gesamtdeutsche Staat sein soll, er­
gibt sich aus Art. 7 Abs. 2 des Vertrages über die Beziehun­
gen zwischen der BRD und den Drei (West-)Mächten (sog. 
Deutschlandvertrag) vom 26. Mai 1952 i. d. F. vom 23. Okto­
ber 1954'', wonach „gemeinsames Ziel“ ein „wiedervereinig­
tes Deutschland“ sein soll, „das eine freiheitlich-demokra­
tische Verfassung, ähnlich wie die Bundesrepublik, besitzt 
und das in die europäische Gemeinschaft integriert ist“.

Diese Festlegung in der Präambel des Grundgesetzes 
steht im direkten Gegensatz zu Art. 6 des Grundlagenver­
trages zwischen der BRD und der DDR, worin sich beide 
Partner zusichern, „daß die Hoheitsgewalt jedes der beiden 
Staaten sich auf sein Staatsgebiet beschränkt. Sie respektie­
ren die Unabhängigkeit und Selbständigkeit jedes der bei­
den Staaten in seinen inneren und äußeren Angelegenhei­
ten“.

2. Nach Art. 23 Satz 1 des Grundgesetzes gilt das Grund­
gesetz „zunächst im Gebiete der Länder“ der BRD, die im 
einzelnen aufgeführt sind — wobei bereits die Einbeziehung 
„Groß-Berlins“ im Widerspruch zum Völkerrecht steht, da 
Berlin die Hauptstadt der DDR ist und die Westsektoren 
Berlins (Westberlin) nach Teil И, В des Vierseitigen Ab­
kommens vom 3. September 19717 „so wie bisher kein Be­
standteil der Bundesrepublik Deutschland sind und auch 
weiterhin nicht von ihr regiert werden“.

Gemäß Art. 23 Satz 2 ist das Grundgesetz in den „ande­
ren Teilen Deutschlands“ nach deren „Beitritt“ in Kraft zu 
setzen. Es fällt nicht schwer, in Art. 23 das juristische Ven­
til für die in Aussicht genommene Erweiterung des territo­
rialen Bestandes der BRD zu erkennen. Diese Regelung ist 
weder mit dem zitierten Art. 6 des Grundlagenvertrages 
noch mit Art. 1 Abs. 3 des Vertrages zwischen der VRP und 
der BRD zu vereinbaren, worin beide Seiten erklären, „jetzt 
und in der Zukunft“ gegeneinander keinerlei Gebietsan­
sprüche zu erheben. Sie steht ebenso im Widerspruch zu 
Art. 3 des Vertrages zwischen der UdSSR und der BRD, wo­
nach der gegenwärtige territoriale Status quo in Europa re­
spektiert wird.

3. In Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist festgelegt: 
„Deutscher im Sinne dieses 43rundgesetzes ist vorbehaltlich 
anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Vertrie­
bener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehe­
gatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Rei­

ches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme ge­
funden hat.“

Mit dieser Bestimmung nimmt die BRD die Gesamtheit 
der Staatsbürger der DDR sowie Teile der Staatsbürger der 
UdSSR und der Volksrepublik Polen für sich in Anspruch, 
indem sie diese zu eigenen Staatsbürgern erklärt. Im Un­
terschied zu Art. 23, der juristisch den Weg für eine künftige 
territoriale Ausdehnung ebnen soll, wird Art. 116 von den 
BRD-Behörden im Umgang mit Staatsbürgern dieser Staa­
ten bereits ständig praktiziert. Dabei ist es völlig unerheb­
lich, wenn BRD-Behörden beschwichtigend einwenden, daß 
sie ihrer „Schutz- und .Fürsorgepflicht“ gegenüber den nicht 
auf dem Territorium der BRD lebenden „Deutschen“ nur auf 
deren Antrag hin nachkommen.8

Daß Art. 116 des Grundgesetzes dem Geist der mit den 
sozialistischen Staaten abgeschlossenen Normalisierungsver­
träge zuwiderläuft, ist offensichtlich. Daran ändert auch die 
Tatsache nichts, daß die DDR und die BRD anläßlich des 
Abschlusses des Grundlagenvertrages „Erklärungen zum Ver­
handlungsprotokoll über Staatsangehörigkeitsfragen“ ausge­
tauscht haben, wobei der Leiter der BRD-Delegation er­
klärte: „Staatsangehörigkeitsfragen sind durch den Vertrag 
nicht geregelt worden.“9 Die Nichtregelung der Staatsange­
hörigkeitsfragen in diesem speziellen Vertrag bedeutet ja 
nicht, daß in den Beziehungen zwischen der DDR und der 
BRD völkerrechtliche Grundprinzipien nicht gelten, wie 
z. B. das Prinzip der souveränen Gleichheit der Staaten oder 
das Verbot der Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
eines anderen Staates. Diese Prinzipien des allgemeinen 
Völkerrechts, auf deren Geltung in Art. 2 und 6 des Grund­
lagenvertrages ausdrücklich hingewiesen wird, verpflichten 
die BRD vielmehr unabhängig von ihren bilateralen Ver­
pflichtungen gegenüber der DDR, die Personalhoheit der 
DDR zu respektieren und von einer Inanspruchnahme der 
DDR-Staatsbürger Abstand zu nehmen.

Nicht nur der Inhalt des Art. 116, sondern auch die o. g. 
Bestimmung in der Präambel sowie Art. 23 des Grundge­
setzes widersprechen den Grundprinzipien des Völkerrechts. 
Deshalb bestand die Kollision zwischen diesen Regelungen 
des Grundgesetzes und dem allgemeinen Völkerrecht bereits 
lange vor dem Abschluß der bilateralen Normalisierungs­
verträge zwischen der BRD und den sozialistischen Staaten. 
Wenn sich die BRD schon nicht bis zu diesem Zeitpunkt zu 
einer Außerkraftsetzung oder Suspendierung dieser Verfas­
sungsbestimmungen entschließen konnte, so wäre es späte­
stens mit dem Inkrafttreten der Normalisierungsverträge 
für sie angezeigt gewesen, diese innerstaatlichen Vorschrif­
ten unwirksam werden zu lassen. Damit hätte die BRD von 
sich aus Zweifeln an ihrer Glaubwürdigkeit als Partner 
völkerrechtlicher Verträge den Boden entziehen können.

Die genannten Bestimmungen des Grundgesetzes waren 
selbst in der Zeit nach dem Abschluß der Normalisierungs­
verträge Maßstab für die Ausgestaltung der Gesetzgebung 
der BRD. So wurden beispielsweise durch §§ 1 und 27 des 
Konsulargesetzes vom 11. September 1974 (BGBl. I S. 2317) 
die Konsularbeamten der BRD verpflichtet, allen Deutschen 
i. S. des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes „Rat und Bei­
stand“ zu gewähren. Nach §12 Abs. 1 des Bundeswahlgeset­
zes vom 1. September 1975 (BGBl. I S. 2325) sind „alle Deut­
schen i. S. des Art. 116 Abs. 1 ... wahlberechtigt“. Das Ge­
setz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen vom 
23. Dezember 1982 (BGBl. I S. 2071) definiert schließlich 
„Ausländer“ als „Personen, die nicht Deutsche im Sinne des 
Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sind“.

Schon bald nach dem Abschluß der Normalisierungsver­
träge hatte die BRD ihren Vertragspartnern mitgeteilt, daß 
sie die Erfüllung dieser Verträge der Verwirklichung ihrer
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